
Angaben gemäß § 315 Abs. 4 HGB 
 beziehungsweise § 289 Abs. 4 HGB sowie 
zugleich erläuternder Bericht des Vorstands 
gemäß § 176 Abs. 1 Satz 1 AktG

Nach § 315 Abs. 4 HGB besteht für börsennotierte Aktien-

gesellschaften die Pflicht, im Konzernlagebericht Angaben 

zur Kapital zusammensetzung, zu Aktionärsrechten und deren 

 Beschränkungen, zu den Beteiligungsverhältnissen und zu den 

 Organen der Gesellschaft zu machen, welche übernahme relevante 

Informationen darstellen. Dieselben Angaben sind nach § 289 Abs. 

4 HGB auch im Lagebericht der Gesellschaft zu machen. Nach 

§ 176 Abs. 1 Satz 1 AktG hat der Vorstand zu diesen Angaben 

außer dem der Hauptversammlung einen erläuternden Bericht 

vorzulegen. Nachfolgend werden die Angaben nach § 315 Abs. 4 

HGB beziehungsweise § 289 Abs. 4 HGB mit den entsprechenden 

 Erläuterungen nach § 176 Abs. 1 Satz 1 AktG zusammengefasst. 

Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals

Zum 31. Dezember 2016 beträgt das Grundkapital der Gesell-

schaft 70.140.000,00 Euro und ist gemäß § 3 Abs. 2 der Satzung 

der Wacker Neuson SE eingeteilt in 70.140.000 auf den Namen 

lautende nennwertlose Stamm-Stückaktien mit einem rechneri-

schen Anteil am Grundkapital von 1,00 Euro je Aktie. Verschie-

dene Aktiengattungen bestehen nicht; mit allen Aktien sind die 

gleichen Rechte und Pflichten verbunden, die sich im Einzelnen 

insbesondere aus den §§ 12, 53a, 188 ff. und 186 AktG ergeben. 

Die Vorschriften des deutschen Aktiengesetzes finden dabei auf 

die Wacker Neuson SE gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii), Art. 10 der 

Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 

über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE), nachfolgend: 

„ SE- Verordnung“, Anwendung, soweit sich aus speziellen Vor-

schriften der SE- Verordnung nichts anderes ergibt.

Beschränkungen, die Stimmrechte oder die 
 Übertragung von Aktien betreffen

Angaben zum Konsortialvertrag

Zwischen einigen der Familie Wacker zuzurechnenden  Aktionären 

und Gesellschaften einerseits (Wacker Aktionäre) und  Aktionären 

und Gesellschaften der Familie Neunteufel (Neunteufel  Aktionäre) 

andererseits besteht ein Konsortialvertrag. Die Konsorten 

 beschließen vor jeder Hauptversammlung der  Wacker Neuson SE 

über die Ausübung der Stimm- und Antragsrechte in der Haupt-

versammlung. Jeder Konsorte ist verpflichtet, in der Haupt-

versammlung sein Stimm- und Antragsrecht entsprechend den 

Beschlüssen des Konsortiums auszuüben oder ausüben zu las-

sen. Kommt ein Beschluss des Konsortiums nicht zustande, ha-

ben die  Konsorten im Hinblick auf die Beschlussfassung über 

die Verwendung des Bilanz gewinns, die Feststellung des Jahres-

abschlusses durch die Hauptversammlung, die Entlastung der 

Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats, die Bestellung 

des Abschluss prüfers, die Wahrnehmung von Minderheitsrech-

ten und bei aufgrund von  Änderungen der Gesetz gebung oder der 

Recht sprechung zwingenden Satzungsänderungen das Recht, 

ihr Stimmrecht frei auszuüben. In allen anderen Fällen haben die 

Konsorten ihre Stimme ab lehnend abzugeben. Zwei Aufsichtsrats-

mitglieder werden von den  Neunteufel Aktionären und zwei weitere 

Aufsichtsrats mitglieder von den  Wacker  Aktionären im Konsortium 

benannt.

Ohne Beschränkung zulässig sind Aktienübertragungen auf Ehe-

gatten, eingetragene Lebenspartner, Abkömmlinge von  Konsorten, 

auf minderjährige von Konsorten adoptierte Kinder,  Geschwister, 

auf von einem Konsorten errichtete Stiftungen, die entweder 

gemein nützig sind oder bei denen ausschließlich Personen der 

vorgenannten Qualifikation Destinatäre und beherrschende Vor-

standsmitglieder sind, sowie auf Gesellschaften, bei denen aus-

schließlich Personen der vorgenannten  Qualifikation unmittelbar 

oder mittelbar Gesellschafter sind. Wird auf solche Personen über-

tragen,  müssen sie dem Konsortialvertrag beitreten. Wird an  dritte 

 Personen übertragen, entgeltlich oder unentgeltlich, bestehen 

Erwerbs rechte der übrigen Konsorten. Bei jeder außerbörs lichen 

Veräußerung an Dritte steht allen übrigen Konsorten ein Vorkaufs-

recht zu. Ist eine Übertragung beabsichtigt, mit der insgesamt 

mehr als 50 Prozent der Stimmrechte an der Wacker Neuson SE 

an  Dritte  übergehen, die nicht zum Personenkreis gehören, an den 

frei übertragen werden kann, haben die übrigen Konsorten ein Mit-

veräußerungsrecht. Wird ein Konsorte aus wichtigem Grund aus 

dem Konsortium ausgeschlossen, haben die übrigen Konsorten 

ein Erwerbs-  beziehungsweise Vorkaufsrecht. Gleiches gilt, wenn 

ein  Konsorte seine Konsortenqualifikation verliert.

Angaben zum Gesellschaftsvertrag der Wacker 

 Familiengesellschaft mbH & Co. KG

Ein Teil der Wacker Aktionäre hält einen Teil seiner Aktien über die 

Wacker Familiengesellschaft mbH & Co. KG, die wiederum auch 

über die Wacker Werke GmbH & Co. KG Aktien hält. Den Wacker 

Aktionären werden die Aktien wirtschaftlich zugerechnet.

Der Konsortialvertrag geht den Regelungen des Gesellschafts-

vertrages so lange vor, wie die Wacker Familiengesellschaft 

mbH & Co. KG Partei des vorgenannten Konsortialvertrags ist. 

Vor jeder Hauptversammlung der Wacker Neuson SE findet eine 

Gesellschafter versammlung der Gesellschaft statt, in der die 
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 Wacker Aktionäre das Abstimmungsverhalten und die Ausübung 

von Antragsrechten festlegen. Allerdings sind die Stimmrechte 

in der Hauptversammlung entsprechend den Beschlüssen des 

Konsortiums abzugeben. Zwei der Wacker Aktionäre haben das 

Recht, je ein Aufsichtsratsmitglied der Anteilseigner vorzuschlagen, 

 welches dann von den übrigen zu wählen ist. 

Für diejenigen Wacker Aktionäre, die Partei des Konsortial­

vertrages sind, gelten nur die Erwerbs­ und Vorkaufsrechte nach 

dem Konsortial vertrag. Bei Veräußerungen durch einen Wacker 

 Aktionär, der nicht Konsorte ist, greifen bei Veräußerungen an 

dritte Personen, die nicht vergleichbar qualifizieren wie  diejenigen, 

auf die nach dem vorgenannten Konsortialvertrag frei übertragen 

werden darf, Erwerbs­ und Vorkaufsrechte. Scheidet ein Wacker 

 Aktionär durch Kündigung aus der Gesellschaft aus, steht den 

 übrigen Konsorten für den Zeitraum von zwei Jahren seit dem 

Ausscheiden ein Vorkaufsrecht an den Aktien zu. Darüber hinaus 

kann die Gesellschafter versammlung beschließen, dass der aus­

scheidende  Wacker Aktionär sein Abfindungsguthaben nicht in bar, 

sondern in den ihm wirtschaftlich zuzurechnenden Aktien erhält. 

 Jeder ausscheidende Wacker Aktionär kann verlangen, dass er 

sein Abfindungs guthaben in den ihm wirtschaftlich zuzurechnen­

den Aktien erhält.

Syndikatsvertrag zwischen Herrn Martin Lehner  

und  Neunteufel Aktionären

Zwischen einem Neunteufel Aktionär und Herrn Martin  Lehner 

besteht ein Syndikatsvertrag, aufgrund dessen der Neunteufel 

 Aktionär die Stimmrechte aus sämtlichen im Zuge des Zusammen­

schlusses von der Gesellschaft und der Neuson  Kramer Bau­

maschinen AG (jetzt Wacker Neuson Beteiligungs GmbH) erwor­

benen Aktien von Herrn Martin Lehner an der Gesellschaft ausübt. 

Die Stimmrechtsausübung erfolgt eigenverantwortlich, weisungs­

frei und stets in Übereinstimmung mit den vom  Neunteufel Aktio­

när selbst gehaltenen Aktien. Im Hinblick auf Übertragungen an 

andere als den  Neunteufel Aktionär besteht ein Vorkaufsrecht des 

Neunteufel Aktionärs.

Dem Vorstand sind im Übrigen keine Beschränkungen bekannt, die 

die Stimmrechte oder die Übertragung von Aktien der  Gesellschaft 

betreffen.

Direkte oder indirekte Beteiligungen am  Kapital, die zehn 

von Hundert der Stimmrechte überschreiten

Nach dem Wertpapierhandelsgesetz (WpHG) hat jeder Aktionär, 

der die Schwellen von 3, 5, 10, 15, 20, 25, 30, 50 oder 75 Prozent der 

Stimmrechte der Wacker Neuson SE als börsennotiertes Unterneh­

men erreicht, überschreitet oder unterschreitet, dies der Bundes­

anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht und der Wacker Neuson 

SE mitzuteilen.  

Folgende direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, die 

10 Prozent der Stimmrechte überschreiten, sind dem Vorstand der 

Gesellschaft mitgeteilt worden:

NAME/FIRMA

Direkte/indirekte Beteili-
gung von mehr als zehn von 

 Hundert der Stimmrechte

Wacker Familiengesellschaft mbH & Co. KG, 
München, Deutschland Indirekt

Baufortschritt­Ingenieurgesellschaft mbH, 
München, Deutschland Indirekt

Wacker­Werke GmbH & Co. KG, 
 Reichertshofen, Deutschland Direkt und indirekt

Interwac Holding AG, Volketswil, Schweiz Indirekt

VGC Invest GmbH, Herrsching, Deutschland Indirekt

Dr. Ulrich Wacker, Deutschland Indirekt

Vicky Schlagböhmer, Deutschland Indirekt

Christiane Wacker, Deutschland Indirekt

Georg Wacker, Deutschland Indirekt

Nachlass Dr. h. c. Christian Wacker,  
Deutschland Indirekt

Andreas Wacker, Deutschland Indirekt

Bärbel Wacker, Deutschland Indirekt

Ralph Wacker, Deutschland Indirekt

Susanne Wacker­Waldmann, Deutschland Indirekt

Barbara von Schoeler, Deutschland Indirekt

Benedikt von Schoeler, Deutschland Indirekt

Jennifer von Schoeler, Deutschland Indirekt

Leonard von Schoeler, Deutschland Indirekt

Petra Martin, Deutschland Indirekt

Dr. Andrea Steinle, Deutschland Indirekt

NEUSON Forest GmbH (vormals: NEUSON 
Ecotec GmbH), Haid bei Ansfelden, Österreich Direkt und indirekt

NEUSON Industries GmbH,  
Leonding, Österreich Indirekt

PIN Privatstiftung, Linz, Österreich Indirekt

Johann Neunteufel, Österreich Indirekt

Martin Lehner, Österreich Indirekt

Zwischen den vorstehend genannten Aktionären werden Stimm­

rechte im Umfang von insgesamt rund 63,1 Prozent des Grund­

kapitals durch einen Konsortial­ beziehungsweise Syndikats­

vertrag wechselseitig zugerechnet und gebunden (Abschnitt 

„Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von 

Aktien  betreffen“). g Seite 106 Die vorstehenden Angaben beru­

hen auf entsprechenden Mitteilungen nach § 21 ff. WpHG, die die 

Wacker Neuson SE seit 2007, dem Jahr ihres Börsen gangs, erhal­

ten und veröffentlicht hat. Diese Mitteilungen sind im Anhang zum 

Jahresabschluss der Wacker Neuson SE unter dem Abschnitt „Mit­

teilungen und Veröffentlichungen von Veränderungen des Stimm­
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rechtsanteils gemäß § 21 ff. WpHG“ im Detail dargestellt. Sonstige 

direkte oder indirekte Beteiligungen am Grundkapital der Gesell-

schaft, die 10 Prozent der Stimmrechte überschreiten, sind dem 

Vorstand nicht bekannt.

Inhaber von Aktien mit Sonderrechten, 
die  Kontrollbefugnisse verleihen

Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen,  bestehen 

nicht. 

Art der Stimmrechtskontrolle, wenn Arbeitnehmer 
am Kapital beteiligt sind und ihre Kontrollrechte nicht 
 unmittelbar ausüben

Mitarbeiter der Gesellschaft können die ihnen aus Aktien zu stehenden 

Kontrollrechte wie andere Aktionäre unmittelbar nach Maßgabe der 

gesetzlichen Bestimmungen und der Satzung ausüben.

Gesetzliche Vorschriften und Satzungsbestim mungen 
über die Ernennung und  Abberufung von Vorstands-
mitgliedern und über Satzungsänderungen

Die Ernennung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands 

 richtet sich nach §§ 84, 85 AktG. Der Vorstand der Wacker Neuson 

SE hat nach § 6 Abs. 1 der Satzung der Wacker Neuson SE aus 

mindestens zwei Personen zu bestehen. Im Übrigen bestimmt der 

Aufsichtsrat die Zahl der Vorstandsmitglieder (§ 6 Abs. 2 Satz 1 der 

Satzung). Die Bestellung der Vorstandsmitglieder sowie der Wider-

ruf ihrer Bestellung erfolgen ebenfalls durch den Aufsichtsrat, der 

hierüber mit einfacher Mehrheit beschließt.  

Vorstandsmitglieder werden bei der Wacker Neuson SE für einen 

Zeitraum von höchstens sechs Jahren (Art. 9 Abs. 1, Art 39 Abs. 2 

und Art. 46 SE-Verordnung, §§ 84, 85 AktG, § 6 Abs. 2 Satz 1 der 

Satzung) bestellt. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des 

Vorstands, einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands 

sowie einen Vorstandssprecher ernennen (§ 6 Abs. 2 Satz 2 der 

Satzung). Derzeit sind ein Vorstandsvorsitzender sowie ein stell-

vertretender Vorsitzender ernannt.

Bei Satzungsänderungen sind die §§ 179 ff. AktG zu beachten. Über 

Satzungsänderungen hat die Hauptversammlung zu entscheiden 

(§§ 119 Abs. 1 Nr. 5, 179 Abs. 1 AktG). Bei einer Societas  Europaea 

(SE) wie der Wacker Neuson SE müssen satzungsändernde Be-

schlüsse grundsätzlich mit einer Mehrheit von mindestens zwei 

Dritteln der abgegebenen Stimmen gefasst werden, sofern die 

Rechtsvorschriften im Sitzstaat der SE keine größeren Mehrheiten 

vorsehen oder zulassen (Art. 59 Abs. 1 SE-Verordnung). Jeder Mit-

gliedstaat kann jedoch bestimmen, dass die einfache Mehrheit der 

Stimmen ausreicht, sofern mindestens die Hälfte des gezeichneten 

Kapitals vertreten ist (Art. 59 Abs. 2 SE-Verordnung). Hiervon hat 

der deutsche Gesetzgeber in § 51 Satz 1 SE-Ausführungsgesetz 

Gebrauch gemacht. Dies gilt nicht für die Änderung des Unter-

nehmensgegenstandes, für eine Sitzverlegung und für Fälle, für 

die eine höhere Kapitalmehrheit gesetzlich zwingend vorgeschrie-

ben ist (§ 51 Satz 2 SE-Ausführungsgesetz). Dementsprechend be-

stimmt § 21 Abs. 1 der Satzung, dass es für Satzungsänderungen, 

soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, 

einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen bezie-

hungsweise, sofern mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertre-

ten ist, der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen bedarf.

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur  deren 

Fassung betreffen, zu beschließen (§ 179 Abs. 1 Satz 2 AktG, § 15 

Satzung).

Befugnisse des Vorstands insbesondere hinsichtlich 
der Möglichkeit, Aktien auszugeben oder zurückzu-
kaufen

Eigene Aktien

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 22. Mai 2012 ist der 

Vorstand ermächtigt, mit vorheriger Zustimmung des Aufsichts-

rats bis zum 21. Mai 2017 insgesamt 7.014.000 eigene  Aktien 

über die Börse zu erwerben. Der Erwerb kann auch durch von der 

 Gesellschaft abhängige Konzernunternehmen oder für ihre oder 

deren Rechnung durch Dritte durchgeführt werden. Dabei dür-

fen die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien zusam-

men mit anderen Aktien der Gesellschaft, die die Gesellschaft be-

reits erworben hat und noch besitzt, zu keinem Zeitpunkt mehr 

als zehn Prozent des bestehenden Grundkapitals betragen. Die 

Aktien dürfen nicht zum Zweck des Handelns in eigenen Aktien 

 erworben werden.

Der von der Gesellschaft bezahlte Gegenwert je Stückaktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten) darf den arithmetischen Durchschnitt der 

Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder 

einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wert-

papierbörse an den letzten fünf Börsentagen vor dem Tag der Ein-

gehung der Verpflichtung zum Erwerb der Aktien nicht um mehr als 

zehn Prozent über- oder unterschreiten. Die Ermächtigung kann 

ganz oder in Teilen, in letzterem Fall auch mehrmals, ausgeübt 

werden. 
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Der Vorstand kann die noch zu erwerbenden eigenen Aktien auch 

ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats einziehen. Die Ermächtigung kann ganz oder in 

Teilen, in letzterem Fall auch mehrmals, ausgeübt werden. Die Ein-

ziehung erfolgt dergestalt, dass sich das Grundkapital nicht verän-

dert, sondern durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien 

am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht wird (§ 237 Abs. 3 

Nr. 3 AktG). Der Vorstand wird  ermächtigt, die Zahl der Aktien in 

der Satzung entsprechend zu ändern.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der vorstehenden 

 Ermächtigung erworben werden, als (Teil-)Gegenleistung im 

 Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum 

 Erwerb von  Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder 

Unternehmens teilen zu verwenden. Die erworbenen eigenen  Aktien 

dienen auch der Veräußerung an Vorstandsmitglieder und an Mit-

glieder der Geschäftsführungs organe sowie Arbeitnehmer von ver-

bundenen Unternehmen. Soweit im Rahmen eines Vorstandsbetei-

ligungsmodells Aktien an Vorstandsmitglieder veräußert werden, 

entscheidet hierüber der Aufsichtsrat im Rahmen der Festsetzung 

der Gesamtbezüge der Vorstandsmitglieder. Der Vorstand wird 

außer dem ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die noch 

zu erwerbenden eigenen Aktien zu einem Preis zu veräußern, der 

den Börsenpreis zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 

unterschreitet. Der Preis, zu dem Aktien der Gesellschaft veräußert 

werden, darf den arithmetischen Durchschnitt der Schlusskurse 

der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleich-

baren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse der 

letzten fünf Börsenhandelstage vor dem Tag der allgemeinen Ver-

äußerung um nicht mehr als fünf Prozent unterschreiten. In diesem 

Fall darf die Anzahl der zu veräußernden Aktien zusammen mit 

neuen Aktien, die seit Erteilung dieser Ermächtigung unter Bezugs-

rechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG begeben worden 

sind, und zusammen mit bereits veräußerten eigenen Aktien, ins-

gesamt zehn Prozent des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung vorhandenen Grund-

kapitals der Gesellschaft nicht übersteigen. Die Einziehungs-/

Veräußerungs ermächtigungen können ganz oder in mehreren Teil-

beträgen ausgenutzt werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf 

die eigenen Aktien der Gesellschaft wird insoweit ausgeschlossen, 

wie diese Aktien gemäß den vorstehenden  Ermächtigungen einge-

zogen oder veräußert werden. 

Genehmigtes Kapital 2012 

Gemäß § 3 Abs. 3 der Satzung ist der Vorstand ermächtigt, das 

Grundkapital der Gesellschaft bis zum 21. Mai 2017 mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender 

Stückaktien gegen Bareinlage, ganz oder in Teil beträgen, einmal 

oder mehrmals, insgesamt jedoch um höchstens 17.535.000 Euro 

zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen:

 § für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses 

ergeben;

 § bei Kapitalerhöhungen durch Gewährung von Aktien gegen 

Sach einlagen zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-

teilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Ver-

mögensgegenständen (auch wenn neben den Aktien eine Kauf-

preiskomponente in bar ausgezahlt wird) oder im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder Verschmelzungen;

 § bei Kapitalerhöhungen durch Gewährung von Aktien ge-

gen Bareinlagen, sofern der Ausgabepreis der neuen  Aktien 

den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Ge-

sellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 

Ausgabe preises nicht wesentlich im Sinne der § 203 Abs. 1 

und 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschrei-

tet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 

Aktien insgesamt zehn Prozent des Grund kapitals nicht über-

schreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam werdens 

noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf 

diese zehn Prozent-Begrenzung sind Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeit-

punkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer Ermächtigungen in 

unmittel barer oder entsprechender Anwendung von § 186 Ab-

satz 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert 

oder ausgegeben wurden beziehungsweise auszugeben sind.

Über den Inhalt der jeweiligen Aktienrechte und die sonstigen Be-

dingungen der Aktienausgabe einschließlich des Ausgabe betrags 

entscheidet im Übrigen der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats.

Bei dem vorstehend beschriebenen genehmigten Kapital handelt 

es sich um Regelungen, die bei mit der Gesellschaft vergleichbaren 

börsennotierten Unternehmen üblich sind und nicht dem Zweck der 

Erschwerung etwaiger Übernahme versuche dienen.

Wesentliche Vereinbarungen der Gesellschaft, die 
 unter der Bedingung eines Kontrollwechsels infolge 
eines Übernahmeangebots stehen und die hieraus 
 folgenden Wirkungen

Die im Februar 2012 von der Wacker Neuson SE aufgenommenen 

Schuldscheindarlehen mit Laufzeiten zwischen fünf und  sieben 

Jahren  –  Ersteres wurde im Februar 2017 zurückgezahlt und ein 

neues Schuldscheindarlehen aufgenommen, das vergleich bare 

 Regelungen enthält – sehen Kündigungsmöglichkeiten für die 

 jeweiligen Gläubiger vor, wenn Dritte mindestens 50 Prozent der 

Stimmrechte an der Gesellschaft erwerben.
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Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft,  
die für den Fall eines Übernahmeangebotes mit 
den Mitgliedern des Vorstands oder Arbeitnehmern 
 getroffen sind

Solche Vereinbarungen bestehen nicht.

Schlussbemerkung

Im Berichtszeitraum gab es für den Vorstand keinen Anlass, sich 

mit Fragen einer Übernahme oder mit den Besonderheiten bei den 

nach dem Übernahmerichtlinie-Umsetzungsgesetz zu machenden 

 Angaben zu befassen. Weitere Erläuterungen über die vorstehen-

den Angaben hinaus sind aus Sicht des Vorstands deswegen nicht 

erforderlich.

Erklärung zur Unternehmensführung nach 
§ 289a HGB

Der Vorstand der Wacker Neuson SE hat mit Datum vom 14. März 2017 

eine Erklärung zur Unternehmensführung nach § 289a HGB abge-

geben und diese auf der Internetseite der Wacker Neuson SE unter 

g http://wackerneusongroup.com/investor-relations/corporate- governance/ 

erklaerung-zur-unternehmensfuehrung allgemein zugänglich gemacht. 

Vergütungsbericht  
(Grundzüge des  Vergütungssystems)

Angaben zum Vorstand

Nach dem Vorstandsvergütungs-Offenlegungsgesetz sind börsen-

notierte Gesellschaften verpflichtet, im Anhang zum Jahres- und 

Konzernabschluss auch individualisierte Angaben zur Vorstands-

vergütung, aufgeteilt nach erfolgsunabhängigen und erfolgs-

bezogenen Komponenten sowie Komponenten mit langfristiger 

Anreiz wirkung, aufzunehmen. Das Gesetz sieht vor, dass die An-

gaben unterbleiben können, wenn die Hauptversammlung dies 

mit  einer Mehrheit von 75  Prozent der abgegebenen Stimmen 

 beschließt. Ein solcher Beschluss kann höchstens für fünf  Jahre 

gefasst werden. Durch Beschluss der ordentlichen Hauptversamm-

lung vom 31. Mai 2016 hat die  Gesellschaft für die Geschäfts jahre 

2016 bis einschließlich 2020 von dieser Möglichkeit Gebrauch 

 gemacht.

Die Vergütung des Vorstands wird vom gesamten Aufsichtsrat 

festgelegt und in regelmäßigen Abständen überprüft. Die Fest-

legung von Struktur und Höhe der Vergütung orientiert sich an der 

Größe und der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft sowie den 

 Aufgaben und der Leistung der Vorstandsmitglieder.

Die Bezüge der Vorstandsmitglieder setzen sich zusammen aus:

 § einem festen Jahresgrundgehalt

 § einer jährlichen variablen Vergütung

 § Abfindung bei vorzeitigem Ausscheiden, teilweise 

 Übergangsgeld

 § Bezügen bei Unfall, Krankheit, Tod

 § Sachbezügen und sonstigen Zusatzvergütungen

 § einer Pensionszusage 

Die Vergütungskomponenten stellen sich im Einzelnen folgender-

maßen dar:

 § Die jährliche feste Vergütung wird in gleichen monatlichen 

 Raten ausgezahlt.

 § Als Messgrößen für die variable Vergütung dienen das durch-

schnittliche Konzernergebnis nach Steuern der letzten drei 

Geschäftsjahre, wie es sich aus den festgestellten Konzern-

abschlüssen für die jeweiligen Geschäftsjahre ergibt, und die 

Gesamt kapitalrendite gemäß Konzernabschluss. Eine zu-

sätzliche Messgröße ist der Unternehmenserfolg,  gemessen 

an  einer Kombination von Umsatzzielen und EBIT-Marge 

des  Konzerns. Die auf dieser Messgröße beruhende variable 

Vergütung wird nur zu einem Teil mit Billigung des Konzern-

abschlusses für das betreffende Geschäftsjahr ausgezahlt, der 

verbleibende (Nachhaltigkeits-)Anteil kommt nur dann zur Aus-

zahlung, wenn in den zwei Folgejahren die Kennzahl für den 

Unternehmenserfolg über einer definierten Mindest vorgabe 

liegt. Für die variable Vergütung insgesamt ist für alle Vor-

standsmitglieder eine Obergrenze vereinbart.

 § Der Anteil der variablen Vergütung an der Gesamtvergütung 

ist individuell unterschiedlich und bewegt sich bei einer Ziel -

erreichung  von 100 Prozent in einer Bandbreite von 64 Prozent 

bis 70 Prozent.
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 § Wird der Dienstvertrag der Vorstandsmitglieder vorzeitig, aber 

nicht aus wichtigem Grund beendet, erhalten die Vorstands-

mitglieder jeweils eine Abfindung in Höhe des für die Restlauf-

zeit des Vertrages abgezinsten, durchschnittlichen Jahres-

einkommens einschließlich der variablen Vergütung, höchstens 

jedoch zwei Jahresvergütungen. Bei einer Vertragsbeendigung 

nach Vollendung des 55. und vor Vollendung des 60. oder zum 

Teil des 62. Lebensjahres können einige Vorstandsmitglieder 

Übergangszahlungen beanspruchen.

 § Bei einer unverschuldeten vorübergehenden Dienstverhinde-

rung erhalten die Vorstandsmitglieder das feste Jahres gehalt 

und die Tantieme für einen begrenzten Zeitraum weiter. Für 

 einen begrenzten Zeitraum erhalten die Witwen und unterhalts-

berechtigten Kinder im Todesfalle entsprechende Zahlungen. 

Witwen- und Waisenrente aus der Pensions zusage bleiben 

hiervon unberührt.

 § Zu den Sachbezügen und sonstigen Zusatzvergütun-

gen zählen ein Zuschuss zur Krankenversicherung und zur 

 Alterssicherung, Prämien für eine Unfallversicherung, die 

Überlassung eines Dienstwagens und Ähnliches.

 § Die Vorstandsmitglieder erhalten im Rahmen einer Pensions-

zusage nach Vollendung des 62. Lebensjahres (beziehungs-

weise in Alt fällen des 60. Lebensjahres) eine Altersrente auf 

Lebenszeit, sofern das Anstellungsverhältnis mit der Gesell-

schaft nicht aus einem vom Vorstandsmitglied verschuldeten 

 wichtigen Grund geendet hat. Ferner wird eine Invaliditätsrente 

bei Erwerbs unfähigkeit sowie eine Witwen- und Waisenrente 

im Todesfall bezahlt. Anderweitige Bezüge sind in diesen Fäl-

len gegebenen falls anzurechnen. 

Gesamtbezüge des Vorstands

Die Gesamtbezüge des Vorstands der Gesellschaft betrugen im 

Geschäftsjahr 3,5 Mio. Euro (2015: 3,2 Mio. Euro). Die Gesamt-

bezüge des Aufsichtsrats der Gesellschaft betrugen 0,5 Mio. Euro 

(2015: 0,5 Mio. Euro). In der Hauptversammlung vom 31. Mai 2016 

wurde gemäß §§ 286 Abs. 5 Satz 1, 314 Abs. 3 Satz 1, 315a Abs. 1 

HGB beschlossen, dass die Angaben gemäß Art. 61 SE-Verord-

nung in Verbindung mit § 285 Nr. 9 lit. a) Satz 5 bis 8 HGB sowie 

§§ 314 Abs. 1 Nr. 6 lit. a) Satz 5 bis 8, 315a Abs. 1 HGB (in ihrer 

jeweils anwendbaren Fassung) unterbleiben.

Angaben zum Aufsichtsrat

Die Vergütungsstruktur für den Aufsichtsrat ist in § 14 der Satzung 

festgehalten; sie wurde von der Hauptversammlung im Mai 2012 

letztmals angepasst. Die feste Vergütung der einzelnen Aufsichts-

ratsmitglieder beträgt demnach 30.000 Euro. Der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats erhält den 2-fachen Betrag, sein Stellvertreter den 

1½-fachen Betrag der Festvergütung eines Aufsichtsratsmitglieds. 

Mitglieder von Ausschüssen erhalten einen zusätzlichen Fest-

betrag, die Ausschussvorsitzenden das Doppelte. Darüber hinaus 

erhalten die Aufsichtsratsmitglieder für jede Aufsichtsratssitzung, 

an der sie teilnehmen, eine pauschale Aufwandsentschädigung. Die 

Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz aller Aus lagen 

sowie Ersatz der etwa auf ihre Vergütung und Auslagen entfallen-

den Umsatzsteuer. Zusätzlich wird den Aufsichtsrats mitgliedern 

eine variable Vergütung gewährt.

Messgröße für die variable Vergütung ist das Konzernergebnis 

nach Steuern. Die variable Vergütung ist auf das 0,75-Fache der 

 jeweiligen Festvergütung begrenzt. Die Berechnung erfolgt anhand 

des gebilligten Konzernabschlusses der Gesellschaft unter Berück-

sichtigung von § 113 Abs. 3 AktG. 

Nachtragsbericht

Zu Ereignissen die nach dem Bilanzstichtag 31. Dezember 

2016  eingetreten sind, wird auf die Angaben im Konzern anhang 

 verwiesen. g Seite 161
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